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Die LPI Saalfetd wurde beauftragt, im Zuge des Anhön/erfahrens des Innen-
und Kommunalausschusses, eine Stellungnahme zur Änderung des
Polizeiaufgabengesetztes ~ Neueinführung §33a PAG - abzugeben,

In Bezug auf die Fragestellungen des InnKA kann wie folgt berichtet werden:

1. Sind die TQtbestandsvorQUssetzunaen bzw. die Regekinaen in $ 33 a
Absatz 1 in der Fassuncf des ÄnderufwantraQS zum Pre-Recordincf und
zur_dauerhaften Aufzeichnung im vomelecften ÄnderunasQntraa aus ihrer
Sicht anc/emessen aefasst?

Die Tatbestandsvoraussetzungen des § 33 a Absatz 1 sind angemessen
verfasst. Eine explizite Nennung der Aufnahmebefugnis bei Feststellung von
Straftaten und Ordnungswidrigkeiten wäre jedoch aus hiesiger Sicht
erforderlich.

2. Ist sowohj_vor dein Hintergrund der EinQnffstiefe der Vorabaufnahme im
ffüchticjen Speicher und der damit verbundenen Aufnahme unbeteHiQter
Dritter einersölis,_ sowie _ der Möglichkeit _cfen Einsatz und das
Voraeschehen umfassender darstellen zu können andererseits, eine
Dauer von 30 Sekunden oder 60 Sekunden Pt'Q--Hecot'dfng anqemessen
und wie begründen Sie dies?

Eine Dauer von 30 Sekunden beim Pre-Recording wird als angemessen und
ausreichend betrachtet. Eine Dauer von 60 Sekunden wäre, gerade im
Hinblick auf eine datenschutzrechtliche Betrachtung zu hoch angesetzt. Es
bestünde hier die Gefahr, dass sowohl private Gespräche der Beamten vor
dem eigentlichen Einsatz, als auch sachverhaltsfremde Informationen
(Funksprüche, personenbezogene Daten etc.) aufgezeichnet werden. In der
Rege! wird bei ad hoc auftretenden Gefahrensituationen die Bodycam
ausgelöst. Die Reaktionszeit der Beamten entspricht grds. ca. 10 Sekunden,
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Unter Einbezlehung aller Gesamtumstände wäre sogar eine Pre-Recording-
Dauer von 20 Sekunden angemessen und ausreichend.

3. Wifd_Qus ihrer Sicht für die Anwender der Kamera mit dem Entwurf
deutsch, wer das Anspruchsrecht als „betroffene Person" nach .<? 33a
Absatz 1 Satz 3 Nr 1 in der FQSSUIIQ des ÄnderuncisantraQs hat. wenn
ne.in, weiche ÄndeiynQen wämn erforderlfch ?

Hier sollte der Passus wie folgt konkretisiert werden: „von einer polizeilichen
Maßnahme betroffenen Person". Selbst bei dieser Formulierung wäre der
Personenkreis der „anordnenden" Bürger sehr unüberschaubar und nicht zur
Genüge konkretisiert. Bereits bei oberflächlicher Betrachtung drängen sich
Fallbeispie!e auf, welche den handelnden Poiizeibeamten vor
Herausforderungen stellen werden:

Soll beispielsweise auch der Beifahrer einer allgemeinen
Verkehrskontrolie das Anrecht auf die Anordnung der Aufzeichnung
haben, oder erst, wenn beim Fahrer eine Ordnungswidrigkeit
festgestellt wird und der Beifahrer als Zeuge im
Ordnungswidrigkeitenverfahren agiert?
Wird ein zunächst Unbeteiligter zum „Betroffenen", wenn er die
Aufzeichnung verlangt und nur hiermit in Interaktion mit den
Poiizelbeamten tritt?

Diese Beispiele skizzieren nur einen Bruchteil der Herausforderungen, welche
durch die Anordnungskompetenz des „Betroffenen" vorliegen.
Nicht nur aus diesem Grund wird es aus hiesiger Sicht als höchst kritisch
angesehen, dass die Anordnungskompetenz zum Aufzeichnen mit der
Bodycam auf den ,Betroffenen" übergeht. Jeder Polizeibeamte ist im Vollzug
des Thüringer Polizeiaufgäbengesetzes geschult und handelt im Rahmen der
rechtlichen Möglichkeiten. Die „Betroffenen" haben in der Regel keine
entsprechende Ausbildung in Bezug auf das Polizelaufgabengesetz.
Gleichwohl wird dem „Betroffen" hier das Recht der Anordnung einer
Aufnahme, ohne das Vorliegen einer konkreten Gefahr zugestanden,
Gem. § 33a Absatz 1 Satz 3 Nr. 1 wird dem durchführenden Beamten die
Entscheictungs- und Anordnungskompetenz entzogen. Die Bodycam stellt ein
Führungs- und Einsatzmittel der Thüringer Polizei dar. Selbst bei
ZwangsmEttel bzw. Hilfsmittel der Körperlichen Gewalt liegt die Anordnungs"
und Entscheidungskompetenz im Ermessen des handelnden Polizeibeamten.
Hieran soilte sich auch beim Einsatz der Bodycam orientiert werden. Die
Bodycam soll, dem Sinn nach, eine Möglichkeit zur Gefahrenabwehr
darstellen. Die Anordnung der Aufnahme durch den Bürger steht dem
Grundsatz der Adäquanz entgegen, da willkürliche Aufnahmeansprüche der
Bürger nicht der Abwehr einer Gefahr dienen.
Auch datenschutzrechtlich stellt die Aufnahme, nahezu willkürlich
„angeordnet" durch den „Betroffenen", eine EingriffsbefugnEs in das Grundecht
auf InformationeHe Selbstbestimmung von Unbeteiligten dar, Die Polizei hat
vor jeder Aufnahme eine rechtliche Prüfung der Voraussetzungen
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durchzuführen. Die rechtliche Prüfung stellt eine Schwelle zum Eingriff In die
Grundrechte der Bürger dar. Bei der „Anordnung" durch den „Betroffen" erfolgt
jedoch keine rechtliche Prüfung. Somit hat jeder „Betroffene" die Möglichkeit
in das Grundrecht auf informationelte Selbstbestimmung von Unbeteiligten,
ohne vorherige rechtliche Prüfung, einzugreifen, was als höchst kritisch
bewertet wird.

4. Wiö^bewerten Sie die Möctfichkeit esner Qutomatfslerfen Aufzeichnuna
beim Ziehen der Schusswaffe wie im ÄnderunQsantraq unter 1$ 33 a Absatz
1 Satz 3 Nr 3 vomeschfaaen? Und wäre dies aus ihrer Sicht afeichfalls für
das Re/z5to/ysj3rü/ioe/-äLy_ad..Qfe/?._ScA/ac75foc geboten,
sofern technisch möciiich?

Diese Möglichkeit wird stark befürwortet könnte jedoch bei flächendeckender
Einführung im Regelbetrieb zu erheblichen Problemen führen. Insbesondere
da Aufnahmen bei jeder Entnähme der Schusswaffe oder Hilfsmitteln (RSG)
zu einer technisch automatisierten Aufzeichnung führen würde. Eine
Pilotierung der entsprechenden technischen Komponenten war jedoch bisher
nicht Bestandteil der Pilotphase.

5. !si es aus Ihrer Sicht technisch und DraxistauQHch möcflich, den
Zwischenspeicher (Pre-Recordina) automatlstetl. unwiderruffich/spurentos
zu ^osc/?e/?, w/e_^ unter ^ 33a Absatz 1 Satz 4
voraeschlaQen? Wenn nein, was wäre aus Ihrer Sicht eine anaemessene
Fomiufieruncf?

Diese Formulierung wird als angemessen und praktikabel betrachtet, Aus
technischer Sicht erfolgt in den auf den Markt befindlichen Bodycam-
Systemen bereits eine dauerhafte und unwiderrufliche Löschung des Pre"
Recording-Speichers.

6. Haften Sie die ReQe(un<yen in ^ 33a Absatz 2 des Anderun^santracss zum
Verhättnis Pofizei/Betroffene fAnkünd!gtin<3, ErkemibQrketL Beiehmnc})
geeignet, auch um das Vertrauen in die Maßnahme der polizeilichen Biid-
und Tonaufzeichnunc} zu veitessern und wie beweiien Sie den Vorschfaci
vordem Hintergrund der Praktfkabiiiiai?

Die Regelungen in Bezug auf Erkennbarkeit und Ankündigung werden als
geeignet und praktikabel erachtet. Jedoch wird die Belehrung bezüglich der
nachträglichen Einsichtnahme als nicht praktikabe! erachtet. Dies begründet
sich im Umfang des Erkfärungsbedarfs der Einsichtnahmevoraussetzungen,
Grundsätzlich handelt es sich bei Situationen, die das Einschalten der
Bodycam bedingen um Gefahrensituationen, weiche von Natur aus durch eine
aggressive Grundstimmung des polizeilichen Gegenübers gekennzeichnet
sind. !n diesen Situationen noch umfangreich über die Einsichtnahmerechte
zu belehren wird aus praktischer Sicht meist nicht möglich bzw. zielführend
sein.
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Ebenso sollte der Passus im § 33a Absatz 2 Satz 7 „spätestens mit Abschiuss
der Maßnahme" konkretisiert werden. Es sollte deutlich gemacht werden,
dass hiermit die polizeiliche Maßnahme an sich und nicht die Aufzeichnung
gemeint ist.

7. Wie bQwert^n Sie die vomeschiagene_Andefynq in_^ 33a Absatz 3_dos
ÄnderurjQsantracis. auf den Einsatz in Wohnraumen vor dem Hintergrund
der VQffassungsrechttichen Hürden des Artikels 13 Absatz 1 zum Schutz
der Wohnunct zu verzichten, Qieichfalls fedoch in einem abHesUfften
Verfahren den _Bereich der Arbeßs-, ßMriebs- und Geschaftsräume bei
anc/epasster Eincfrfffsschwefie sowtö dem Schutz von
Berufsoeheimnisträciem uncS Berufshelfem zu ennöcjlichen?

Dies wird als äußerst kritisch betrachtet.
Viele Gefahrensituationen tragen sich innerhalb von Wohnräumen zu. Den
Einsatzwert der Bodycam gerade in diesen Bereich zu beschränken ist weder
praktikabel noch sinnvoll.
Das Grundrecht gem. Artikels 13 Absatz 1 GG wird bereits durch das Betreten
der Wohnung durch die Polizeibeamten eingeschränkt. Wenn hierfür die
Voraussetzungen vorliegen, liegen aus hiesiger Sicht keine Bedenken zur
Durchführung von Aufnahmen innerhalb der o. g. Bereiche nach erneuter
Gefahrenanaiyse vor.
Eine Untergliederung in Wohn- und Geschäftsräume führt bei den handelnden
Beamten zu Irritationen und führt zu fehlender Rechtssicherheit im
polizeilichen Handeln, zumal in vielen Fällen eine Abgrenzung zwischen
Wohn- und Geschäftsräumen vor Ort - gerade in ad hoc-Einsätzen, welche
die Regef des polizeilichen Alltags darstellen - nicht möglich ist und dies einer
genauen Betrachtung im Nachgang bedarf,
Als geeignetes Mittet zum Schutz des Artikels 13 Absatz 1 GG wäre die
Beschränkung der nachträglichen Einsichtnahme in die Aufzeichnungen
sowie Einschränkungen in der Verarbeitung der aufgezeichneten Daten,

8. ist es aus Ihrer Sicht vor dem Hinfercjrund der vei'fQssuncisrechUichen
Hürden des Artikels 13 Absatz 1 des Grundaesetzes fofaerichtiQ und
erforderlich, nicht nur die dauerhaften Aufzeichnungen für Wohnungon
auszuschiießefr sondern ebenfalls die VorabaufnQhme {Pre-Recordfna)
für Wohnwwn auszuschließen ? Und wie ist dies QUS Ihrer Sicht praktisch
für den Kameraanwender uinzusetzen ? Ist es geboten und praktikabel das
Pre-Recordinq am Gerät in diesen Fällen zu deaktivferen?

Da die Aufnahmen im Rahmen des Pre-Recording bei Nichtauslösen der
Bodycam dauerhaft und unwiderruffjch gelöscht werden, wird hierin kein
erweiterter Eingriff in den Artikels 13 Absatz 1 GG gesehen.
Ein Ausschließen derVorabaufnahmen durch den Kameraanwender ist weder
praktikabel noch in der polizeilichen Einsatzlage umsetzbar.
Zweifelhaft ist auch die technische Umsetzung, da nach hiesiger Kenntnis, eile
Pre-Recording-Funktion in der Kamera-Software ausgeschaltet werden muss
und dies nicht manuell an der Kamera erfolgen kann.
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9. Wäre aus ihrer Sicht in <$ 33a Absatz 3 des AnderungsanjraQS ein
zusätzficher Richte fvorbGh alt für die VeWGndw'Ki von Aufnahmen aus
ArbeHs", Betnebs- und Geschäftsräumen (die lychi in sotchen zulässig
sind, die der Äusübuncs der TätiQkeil von BerufsaeheimnistfQQem und
Berufshelfern nach den .?$ 53. 53a der StrafDrozessordnunci dienen) über
das bereits abcfestufte Verfahren hinaus e/forc/erf/c/? oder ist dieser
en^M!ldIch2

Ein entsprechender Richtervorbehalt für die Verwendung der Aufnahmen in
Wohn" und Geschäftsräumen wird als sinnvoli erachtet. Diese würde den
Hürden des Art. 13 Absatz 1 GG umfangreich Genüge tun. Auf ein
Aufnahmeverbot soiite daher verzichtet werden (vgi. Punkt 7)

10. Ist der UmaQno von Bild- und TonQufzeiGhnunQSQeräten hinsiohtlich des
befnedeten Besitztum aus Ihrer Sicht angemessen in $ 33a Absatz 3 des
AnderunosQntrags geregelt, auch vor dem Hiniemrund _yon
KiemgartenaniaQen. dabei insbesondere im Verhältnis zum Schuizjiach
Aftlkel 13 Absatz 1 des Grundc/esetzes? Fafis nein, welche Äncferuncfen
schlagen Sie vor?

Aus hiesiger Sicht sollte auch auf ein Aufnahmeverbot innerhalb befriedeten
Besitztums verzichtet werden (vgl. Punkt 7 und 9)

11. Wie bewerten Sie die anQepasste ReQetuiiQ zum Kemberefchsschuiz in §
33a Absatz 4 des AnderuncfsantraQs vor dem HMemrund des veränderten
Refife/y/ia-sef/orc/em/sses. dass Aufzeichnunc!en__Jn__WQhnunQ^ nfc^
mehr zulässio sind und vor dem Hintergrund, dQss die kameratracsende
Person (anders als bei der verdeckten Aufzeichnuncf) nicht sofoft in diQ
Aufnahme eingreifen soll, um diese zu föschen, da dfeser generell der
Zugriff hinsichtilch einer Löschuns entzogen ist?

Der Kembereichsschutz sollte konkreter formuliert werden.
Wie bereits erläutert sind Einschränkungen in der Aufnahme innerhalb von
Privat- und Geschäftsräumen nicht zweckmäßig. Sinnvoller wären hier
Einschränkungen in der Datenverarbeitung (siehe Punkt 7 und 9),
Dass dem kameratragenden Beamten der Löschzugriff entzogen ist, wird als
unkritisch betrachtet,

12. Sind aus Ihrer Sichi KembereichsverletzunQen im ZusammGnhana mit
dem Einsatz von Bodycams im Öffentlfchen RQum oder in Arbeits-,
Betriebs- und Geschäftsräumen (die bereits nicht in sofohen zufässia sind^
die der AusübunQ der TatiQkeit von BerufsgeheimnistraQem und
Berufshetfem nach den ^ 53. 53a der StrafGrozessordnuna dienen)
vorstejfbar und wenn ja sind Ihnen AnwendunQsbeispiele bekannte

Genannte Kernbereichsverletzungen sind nicht vorstelibar.
Anwendungsbeispiele sind nicht bekannt.
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',3, Wäre at/s ihrerSicht ein zusätzifcher Richtewrbehajt für die Verwendunci
von Aufnahmen in solchen Fäffen erforderlich, bei bzw. nach d^nen es zu
einer KQmbereichsvertetzung im Sinne des ^ 33a Absatz 4 des
ÄnderunQsantrags Qekommen ist (vor dem. Hiniemrund der im
ÄnderunasantrQQ anQeoassten Einsatzgehiete}?

Vor dem Hintergrund von gestatteten Aufnahmen in o. g, Bereichen wird ein
Richtervorbehalt als sinnvofl und zweckmäßig erachtet.

14. Wäre aus Ihrer Sicht die dauerhaHe AufzelchnunQ auch innerhalb der
WQhnunQ_Mr_den ausschHeßlichen Fall des Ziehens der SchusswQffe
rechtifch möcfHch, wenn man im Ergebnis der AbwQcfuna ein
Äitfzeichnuncfsinteresse in solchen Fallen höher ciewschtet als den Schutz
in Atliket 13 Absatz 1 GrundaQseiz? Fails nein. müsste aus fhf'er Sicht aus
{verfassunas-)rechHich6n Gründen in solchen Fällen das Pre-Recording
und die Tonsmfzeichnuncj zu diesem_Zweck deaMvieri oder deaklivierbar
sein oder würde eine RQQQJUHQ zur unmittelbaren Löschuna. analog Z.B.
.^ 35 Absatz 6 Sätze 2-7 des ThüfinQer Gesetzes über die AufQaben und
Befugn_[ssede{' Polizei (PAG) aus Ihrer Sicht ausreichen und wie bGwerten
Sie das vordem Hintemrund der Praktikabfiität?

Aus hiesiger Sicht wird die dauerhafte Aufzeichnung innerhalb der Wohnung
grundsätzlich rechtlich möglich und vor allem sinnvoll (vgl. Punkt 7 und 9).
Die Deaktivierung der Pre-Recording-Funktion und der Tonaufnahme beim
Ziehen der Schusswaffe bzw. generell innerhalb der Wohnung ist in keiner
Weise praktikabel oder umsetzbar. Gerade in solchen Gefahrensituationen ist
das Handling an der Bodycam - sofern dies überhaupt an der Kamera
einstellbar ist - zu aufwändig. Der Zeitverzug im poHzeifichen Handeln steht
in keinem Verhältnis zur drohenden Gefahr, insbesondere in Situationen, bei
denen die SchusswafTe zum Einsatz kommt.

15. Die bishenqe AufbewahrunasdQuer der Aufzeichnungen betracfL 48
Stunden und so!! in <$ 33a Absatz 5 des Änderuncfsantracis auf 30 Tage
e/we/Terf werden. Ist dieser Zeitraum aus Ihrer Sicht ancfemessen oder
sollte dieser weiter ausciedehnt werden? Wenn nein, welche Frist scheint
ihnen anqemesseir?

Eine Aufbewahrung sfrist von 30 Tagen erscheint als ausreichend und
angemessen.

'/ 6. Sollten,, aus Ihrer Sicht beim VorHeQen von dauerhaften Bfld- und
Tonaufzeichnunaen mittels Bocfvcam über Straftaten (S 33a Absatz 5 Satz
3 Nr. 1 des ÄnderunQsantraas) hinaus auch Ordnuncfswidhakeiten föiwa
FQlschßarken, unsachyemäße Entsorauna von Zigaretten,
Lärmbelästiaung) vei-folnt werden können?

Bei Vorliegen von dauerhaften Bild- und Tonaufzeichnungen sollten neben
Straftaten auch Ordnungswidrigkeiten, insbesondere auch
Verkehrsordnungswidrigkeiten, verfolgt werden können. Dies führt, neben der
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Erhöhung der Nutzungsmöglichkeiten zur Manifestation einer beweissicheren
OrdnungswidrigkeEtenverfolgung.

17. ist die vomesehene Recfeluna zur wissenschaftlichen Evakuerunci im .§
33s Absatz 7 des Anderuncisantracjs aus Ihrer Sicht neeicfnet ode^ollte
aus Gründen der DatensparsamkeH der Zeitraum, wie lanoe dauerhaft
aufgezeichnete Aufnahmen für diesen Zwec^ veiwendet wQrden können
im Gesetz oder mit der ErmächtiQtina zur Rechtsverordnunc) durch_das
zusiändioe Mimslenum deffniGt't werden {bspw, das maximal 3 odor 6
Monate solche Aufnahmen vetwendet werden)?

Die vorgesehene Regelung zur wissenschaftlichen Evaluierung im § 33a
Absatz 7 des Anderungsantrags ist aus hiesiger Sicht nicht geeignet. Fraglich
ist hier die praktische Umsetzung der Datenspeicherung, da bereits
unmittelbar nach der Aufnahme definiert werden muss, welche Aufnahmen
hierfür geeignet sind und wer für diese Entscheidung und der Umsetzung
verantwortlich ist.

18. Sind Sie der Ansicht, dass eine Aufnahme bei der Durchfüht'uiiQ von
Maßnahmen der Straf verfolaunc!. wie in ^ 33a Absatz 1 Satz 1 _des
Anderunosantrags benanni. In der GesQtzcfebunaskompeten^des
Landösqesetzcfebers tiecft?

Nach hiesiger Auffassung bedarf es für eine solche Regelung die
Gesetzgebungskompetenz des Bundes, welche diese grundrechtseingriffe
bundesweit einheitlich regelt.

19. Sind Sie der Ansichi, dass die Durchführung von MQßnahmen_der
Gefaht'enabwehrfürdie Aufzeichnunci und automatisierfe Löschungjiach^
30 Sekunden sowie eine (einfache) Gefahr für eine dauerhafie
AufzQichnunc/ als Tatbestandsmerkmafe ausreichend sejn sotften? Fafis
nein: welche Voraussetzungen soHten nach Ihrer Ansicht norwert
wGcden7

Nach hiesiger Ansicht genügt das Vorliegen einer einfachen Gefahr für das
Auslösen einer Aufzeichnung. Wenn ein „Betroffener" wiHkürlich und
gefahrenunabhängig über das Auslösen einer Aufzeichnung entscheiden
kann, so sollte es die Exekutive zumindest bei Vorliegen einer einfachen
Gefahr entscheiden können.

20. Sind Sie der Ansicht, dass die VerfotciunQ von OrdnunQsw!driake]ten_afs
Grund für die AufzQichnuna normiert werden so!Ue?

Dies wird eindringlich befürwortet (vgf, Punkt 16).

21, Sind Sie der Ansicht. dass die Beghfflfchkeit des JlüchtsgeiV
ZwisohenspQichers sowie der „dauerhaften Aufzeichnung" dem Prinzip
der Normklarheit c/enüat?
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Die Begrifflichkeiten sind klar und unmissverständlich fornnuliert und genügen
nach hiesiger Ansicht der Normenklarheit

22, Bestehen nach Ihrer Ansicht rechtliche Bedenken ciecien die in <$ 33a
Absatz 1 Satz 2 ff, des Änderungsantracts vorcfesehene dauerhafte
Speicherung von Aufnahmen_?_Wenn ja, welche?

Dass die Befugnis des Betroffenen gem. § 33a Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 zur
Anordnungskompetenz der Austösung als äußerst kritisch und nicht
zweckmäßig betrachtet wird, wurde bereits mehrfach, erläutert (vgl, Punkt 3).
Die automatisierte Auslösung gem. § 33a Absatz 1 Satz 2 Nr. 3 wird, wie
bereits beschrieben, befürwortet.
Gern, § 33a Absatz 1 Satz 2 Nr. 2 soli eine Aufnahme erfolgen, wenn
unmittelbarer Zwang angewendet oder angedroht wird. Dies wird als kritisch
und nicht praktikabel erachtet. Bei Anwendung unmitteibarer Zwanges ohne
vorherige Ankündigung (Sofortvollzug) wird bereits das Vorliegen der
Voraussetzungen des § 57 Absatz 1 Satz 3 Thür PAG impliziert. Wenn somit
die Androhung von Zwangsmitteln aufgrund der Gefahrenlage nicht möglich
ist, wird auch das Auslösen der Bodycam nicht möglich sein,
Auch wird das verpflichtende Aufzeichnen in Gefahrensituationen, bei
welchen noch eine Zwangsandrohung möglich ist, als kritisch und nicht
praktikabel erachtet. Auch hier handelt es sich in der Regel um eine höchst
dynamische Ejnsatzlage mit einem hohen Stresslevel für den einzelnen
Beamten. Eine verpflichtende Aufzeichnung wird in der Regel nicht umsetzbar
sein. Der Passus „...die Umstände eine Bifd- und Tonaufzeichnung
zulassen..." würde somit von der Ausnahme zur Regel werden, da in den
meisten Fällen, in welchen unmittelbarer Zwang angewandt wird, schnell
agiert werden muss und die Umstände meist keine zusätzlichen Handlungen
der Beamten (hier Einschalten der Bodycam) zulassen.
In der Regel handelt es sich bei pofizeiiichen Eingriffsbefugnissen im Rahmen
des PAG um „Kann"-Bestimmungen. Der Beamte trifft die Entscheidung der
Anwendung der Eingriffsbefugnis grds. nach pfiichtgemäßem Ermessen im
Rahmen einer Gefahrenanalyse. Das verpflichtende Aufzeichnen
wiederspricht diesem Grundsatz.
Lediglich § 33a Absatz 1 Satz 2 Nr. 3 wird als zweckdienliche und praktikable
Bestimmung gesehen.

23. Ist nach Ihrer Ansicht eine dauerhafte SpetcherunQ von Aufnahmen. wie
in S 33a Absatz 1 Satz 2 ff: des AndQrungsantracfs voroesehen, praktisch
umsetzbar?

Hierzu wurde bereits in Punkt 22 Stellung genommen. Eine praktische
Umsetzung ist nicht vorstellbar.

24. Sind Sie der Ansicht, dass die ReQeluna der Beendigunü der ALLfnahmö
(Mi Abschiuss dQr MQßnahme") in ^ 33a Absatz 1 Satz 7 des
Änderunosantracfs dem Pfinzit} der Normklarheit qenüQt?
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Wie bereits im Punkt 6 skizziert, sollte der Passus im § 33a Absatz 2 Satz 7
„spätestens mit Abschluss der Maßnahme" konkrettsiert werden. Es sollte
deutlich gemacht werden, dass hiermit die polizeiliche Maßnahme an sich und
nicht die Aufzeichnung gemeint ist.
Diese Formulierung genügt nach hiesiger Ansicht nicht dem Prinzip der
Normenklarheit.

25. Sind Sie der Ansicht, dass eine Löschunc{_umufässfCfer Aufnahmen des
Kembereichs privater Lebensciestaltuncf entsprechend ^ 33a Absatz 4
Satz 2 und 3 des Anderunasantraas zum Schutz des GruMrechts
ausreichend ist^oder vielnieht' auch die Unterbrechuna der Aufnahme
sowie eine Renefuno zur FoftsetzunQ für den Fall normiert werden muss.
c/ass sich wahrend der AufzeichnunQ tatsächtiche_Anhaltspunkte dafür
weben, dass der Kernbereich Dnvater LebensQestaftuna betroffen ist?

Nach hiesiger Auffassung wird die Löschung der o. g. Aufnahmen dem
Grundrechf gern, Artikel 13 Absatz 1 GG gerecht Eine
Aufnahmeunterbrechung und ggf. Fortsetzung ist weder zweckmäßig noch
praktikabel, Vielmehr wird ein Richtervorbehalt zur Verwendung der
Aufnahmen befürwortet, insofern die Aufnahme gem. § 33 a Absatz 5 Satz 3
Nr. 1 des Äncierungsantrages zur Verfolgung einer Straftat dienen soll, gelten
die Bestimmungen der StPO, auch bei möglichen Kernbereichsverletzungen.
In diesen Fällen entscheidet die sachleitende Staatsanwaltschaft über die
Löschung.
Hier sollte allerdings eine längere Aufbewahrungsfnst normiert werden,
um eventuellen Löschungen nach Fristüberschreitung vorzubeugen.
Eine Aufbewahrungsfrist von 3 (Vlonaten wird als ausreichend
betrachtet.

26. Sind Sie der Ansicht dass eine VerwendunQ der Daten für eine
Evafuierunci sowie für die Durchführung von Maßnahmen der Dienst- und
Fachaufsjcht oder von DiszfDllnarveffahren ermöglicht werden sotHe?
Sjehen dem daienschutzrechtlsche UberiecfuncfQn oder praktische Gründe
eni gegen?

Der Verwendung der aufgezeichneten Daten zur Evaluierung und
Durchführung von Maßnahmen der Dienst- und Fachaufsicht oder von
Diszipfinarverfahren stehen sowohl praktische als auch datenschufzrechtliche
Bedenken entgegen.
Aus praktischer Sicht wird gerade dies womöglich als Hemmnis zum Starten
einer Aufnahme gesehen, da der Beamte stets befürchtet im Nachhinein
Kontrolliert zu werden.
Auch könnten sich durch das Pre-Recording sachverhaltsfremde Daten auf
den Aufnahmen befinden, welche im Rahmen der Dienst- und Fachaufsicht
herangezogen werden könnten, welche ohne die Aufnahme nicht vorhanden
gewesen wären.
§ 33a Absatz 5 Nr. 3 und 5 werden somit als kritisch gesehen.
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27. Bedarf es nach ihrer Ansicht einer Normieruna, dass der die Kamera
tragende Beamte- über die Aufnahme zu entscheiden hat und un_ter
welchen Umständen dies möcjiich ist?

Hier wird ein Konkreter Hinweis auf die Entscheidungskompetenz des
kameratragenden Beamten befürwortet.

28. Erachten Sie die Äufzelchnunc) mfttels socienannter „Dash-Cams" für
notwenclic/ und wie bewerten Sie deren Anwenduna in der Praxis?^

Die Aufzeichnung mittels „Dash-Cams" wird als sinn" und wirkungsvoll
betrachtet Insbesondere im Rahmen von Verkehrskontrollen,
Verfotgungsfahrten etc. wahre hierdurch ein absoluter Mehrwert im Hinblick
auf Eigensicherung und beweissicher Straf- und
Ordnungswidrigkeitenverfolgung erreicht,

Im Auftrag

(im Original gezeichnet)

Vertreter Leiter Führungsgruppe
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